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WALTER MATZNE1TER 

Wohnungswirtschaft und Wohnungspolitik in Wien 

Internationale Trends und lokale Besonderheiten 

Kurzfassung 

Ausgehend von einem Überblick über die jüngsten Ergebnisse 
international vergleichender Wohnungspolitilrf orschung wird im 
folgenden Beitrag versucht, konvergente und divergente Formen 
der Wohnungswirtschaft und Wohnungspolitik eines österreichi­
schen Bundeslandes, des "Stadtstaates" Wien, zu unterscheiden. 
Zu den konvergenten Entwicklungen gehören insbesondere die 
verschiedenen Folgen einer zunehmend marktkonformen Finan­
zierung des Sozialen Wohnungsbaus, so der Wechsel von staatli­
chen Billigdarlehen zu degressiv subventionierten Bankdarlehen, 
die Anhebung der e,f orderlichen Eigenmittel und die soziale 
Abfederung dieser Maßnahmen durch steigende Subjektförderun­
gen. Nur im Bereich der steuerlichen Förderung ist Österreich 
insgesamt nicht dem internationalen Trend gefolgt. Weitere 
Divergenzen lassen sich vor allem im Bereich der Bautrliger, des 
Mietrechts, der Sanierungs- und der Eigentumspolitik feststellen . 
In diesen organisatorisch-institutionellen Fragen haben sich viele 
Eigenarten der Wiener Wohnungswirtschaft und Wohnungspolitik 
bis heute erhalten. 

1. Einleitung 

"Während der Arbeitsmarkt in der westlichen Welt weitgehend 
den Prinzipien der internationalen Verflechtung witerliegt, ist die 
Wohnwigswirtschaft sehr viel stäiker den nationalen Systemen 
verhaftet und von den nationalen Besonderheiten der Gesell­
schaftspolitik abhängig, ... " (1) 

In wenigen Worten sind hier die Erfahrungen der Wiener 
Stadtgeographie und Stadtfonchwig zusammengefaßt, wenn das 
eigene, gemischtwirtschaftliche System der Wohnungswirtschaft 
mit anderen Systemen verglichen wird. Ein solcher Vergleich stellt 
insgesamt eine ziemlich junge Forschungsrichtung dar, deren 
Ergebnisse erst im Laufe der 80er Jahre veröffentlicht wurden. 
Dennoch lassen sich innerhalb der Vergleichenden Wohnungs(po­
litik)forachung bereits einige Phasen wid Fortschritte erkennen. 

Einfache Verallgemeinerungen der angelsächsischen Entwick­
lung hin zu immer höheren Eigentumsquoten, wie sie etwa Michael 
Harloe (2) in seiner These von der Reprivatisierung des Woh­
nungswesens zusammengefaßt hat, stellten einen Beginn und eine 
Herausforderung dar. Rainer Neef (3) hat zur selben 2'.eit auf die 
immer stäikere Beteiligung des Kapitalmarkts an der Finanzierung 
des Sozialen Wohnungsbaus in der Bundesrepublik Deutschland 
aufmedcsam gemacht, welche hier die wichtigste Form der 
"Vermarktwirtschaftlichwig" darstellt. Mitte der 80er Jahre konnte 
die US-amerikanische Geographin Carolyn T. Adams (4) bereits 
eine ganze Reihe von Veränderungen auflisten, welche für die 
(Re-)Privatisierung des Wohnungswesens in kapitalistischen 
Staaten kenmeichnend waren: Subjektförderungen sind an die 
Stelle traditioneller Formen der Objektförderung getreten, direkte 

Förderungen wurden durch indirekte, steuerliche Förderungen 
ersetzt, Darlehen wurden nicht mehr durch den Staat, sondern 
durch die Banken vergeben, der Anteil der Mietwohnungen ist 
zwiickgegangen, private Bauherren haben die staatlichen und 
parastaatlichen Bauträger verdrängt, u.a.m. 

Heute, am Beginn der 90er Jahre, sind vor allem die Versuche zu 
erwähnen, die vorliegenden Kataloge an Veränderungen zu 
systematisieren. Welches sind die konvergenten Formen der 
Wohnungspolitik in Staaten mit kapitalistischem Wutschaftssy­
stem 7 In welchen Punkten divergieren diese Staaten voneinander, 
bzw. gibt es Divergenzen innerhalb dieser Staaten, zwischen ihren 
Ländern und Gemeinden (5)7 

Diesbezügliche Untersuchungen werden derzeit vor allem an den 
britischen Universitäten von Essex (6) wid von Sussex (7) sowie 
am Schwedischen Institut für Bauforschung in Gävle (8) betrieben. 

Die Erweiterung des Vergleichs auf heute im Umbruch befindli­
che sozialistische Staaten stellt ein Projekt dar, das mit einer 
Konferenz (9) in Ungarn 1989 begonnen wurde. Forschungsbe­
richte aus Ungarn, der Sowjetunion, Bulgarien, Jugoslawien, Polen 
wid der Tschechoslowakei enthielten durchwegs Informationen 
über verschiedene Formen einer "Vermadctwi.rtschaftlichung" des 
Wohnungswesens auch in diesen Staaten. Ein bleibender Eindruck 
von dieser Konferenz ist die Tatsache, daß offensichtlich auch 
innerhalb des COMECON die jeweilige Wohnungspolitik eine 
sehr nationale Angelegenheit geblieben war: Kaum einer der 
anwesenden Experten zeigte sich über die Entwicklwigen in den 
anderen sozialistischen Staaten informiert. 

Auch die Wohnungspolitik der ehemaligen DDR ist eine 
besondere geblieben. Nach den wenigen Vergleichsdaten, die 
vorliegen, gilt diese Aussage sowohl im Vergleich mit anderen 
sozialistischen wie auch mit kapitalistischen Staaten: Kaum 
irgendwo in der entwickelten Welt dürfte in den 80er Jahren eine 
derart umfangreiche Wohnbautätigkeit wie hier entfaltet worden 
sein (10), bei einer so geringen Quote an Eigentümerwohnungen 
und Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern. Auf Ost-Ber­
lin trafen diese Feststellungen in noch stärkerem Maße zu (11). 
Wohnungsausstattwig und Belegungsziffern der ehemaligen DDR 
nahmen im Rahmen der COMECON-Staaten einen Spitzenrang 
ein und dürften im Ost-Berliner Wohnungsbestand auch heute 
über dem Durchschnitt der neuen Bundesländer liegen. 

Umgekehrt liegen die Verhältnisse in Österreich, wo Wien bei 
vielen Medcmalen des Wohnungswesens das Schlußlicht der 
Republik bildet: Die Neubaurate ist seit geraumer 2'.eit die 
niedrigste von allen Bwidesländern, der Altbaubestand ist größer 
als in allen anderen Ländern, dementsprechend schlecht ist die 
Ausstattwig; dafür zählen die Wiener Wohnungsmieten zu den 
niedrigsten im Staat. Ganz im Gegensatz zur gesamtösterreichi­
sehen Eigentumsquote von ca. 53 % stehen nur 17 % aller Wiener 
Wohnungen im Eigentum ihrer Bewohner. Im Gegensatz zu 
anderen österreichischen Städten gibt es in Wien bis heute einen 
umfangreichen Wohnungsbau und Wohnungsbestand (26 % ) der 
Gemeinde, der überwiegend nach Bedürftigkeitskriterien verge-
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ben wird. Rein privatwirtschaftliche Bauherren sind von der 
Neubautlltigbit fut völlig au1gesch10111en geblieben, sie wird 
mehrheitlich von gemeinnützigen Bautrllgern betrieben. An der 
Obetflllche betrachtet, hat es den Anschein, als hlltte sich viel von 
der Wohnungspolitik de, Roten Wien (12) (der Jahre 1919-1934) 
bis in unsere 'Jage erhalten. 

Das Ziel der folgenden Ausführungen ist e1, zu zeigen, daß 
vielfach nur die Institutionen der österreichiachen Wohnungspoli­
tik die gleichen geblieben sind wie in der 1. oder in den Anfängen 
der 2. Republik. Die gleichen Bautrllgerformen hat e1vor70Jahren 
schon gegeben, der Prei.,_ und Kündigungsschutz bei den Althaus­
mieten wurde aus dem Mietengesetz von 1922 übernommen, und 
auch staatliche Darlehen gibt es im weaentlichen erst seit den ersten 
Jahren der Republik (13). Ihre wohl größte Blüte erlebte die 
österreichiache Wohnungspolitik in den Jahren des Wiederauf­
baus, als staatliche Eingriffe in den Wohnungsmarkt durch einen 
breiten politiachen Konsens der beiden Regierungsparteien ( ÖVP­
SPÖ) abgesichert waren. Mit der sukzessiven Wiederherstellung 
marktwirtschaftlicher Verhältnisse in der Produktion und am 
Kapitalmarkt geriet dieaer Konsens in den (i()er Jahren ins Wanken. 
Die konservative Alleinregierung der Jahre 1966-1970 setzte die 
ersten entscheidenden Schritte in Richtung einer "Wieder-Ver­
marktwirtschaftlichung" des österreichiachen Wohnungsweaens, 
welche aber vielfach unter anderen Formen erfolgte als die der 
"R-Kommodifiz.ierung", von der angelsächsiache Studien be­
richten. Trotz gegensteuernder Maßnahmen in bestimmten Teil­
märkten hat die sozialdemokratische Regierung Kreisky 
(1970-1983) vor allem die Neubaupolitik eines Sozialen Woh­
nungsbaus ftlr die kaufkräftige Mittelschicht fortgesetzt. Mit der 
Verfassungsnovelle 1988 hat die regierende Große Koalition 
(SPÖ-ÖVP) das Ende bundesstaatlicher Interventionen in den 
Wohnungsmarkt in die Wege geleitet. Bestehende Mehrheitsver­
hältnisse in den Bundesländern lassen eine Angleichung an 
westeuropäische Regelungen erwarten. 

Die folgenden Ausführungen aber gelten der Vergangenheit, und 
sie betreffen die Wohnungspolitik nur eines Bundeslandes, die des 
"Stadtstaates" Wien, in den Jahren 1968 bis 1984. Sie sind 
gegliedert nach Merlanalen der Wohnungspolitik, wie sie im 
Rahmen der Vergleichenden Wohnungsforschung (14) diskutiert 
werden. In der Reihenfolge der Punkte besteht eine Zweiteilung 
insofern, als die Punkte 1-5 die Finanzierung des Wohnungswe­
sens betreffen, und die Punkte 6--8 die Organisation von Woh­
nungsbau, Vergabe und langfristiger Nutzung behandeln. Das 
österreichische Beispiel und internationale Vergleichsstudien 
legen die These nahe, daß die Angleichung verschiedener Formen 
der Wohnbaufinanzierung leichterundrascheretfolgt als Verände­
rungen bei den Bautrllgern und ihren Produkten. Im Bereich der 
Finanzierung sind die nationalen Besonderheiten der österreichi­
schen und die regionalen Besonderheiten der Wiener Wohnungs­
politik zuerst verlorengegangen. In der Mieten- und Sanierungs­
politik, bei der Sonderrolle gemeinnütziger Bauträger, in der 
bevoIZUgten Förderung des Mietwohnungsbaus wurden viele 
Besonderheiten Österreichs zumindest bis heute bewahrt. 

1. Budgetkosten wohnungspolitischer Maßnahmen 

Eine finanzwisaenschaftliche Eckzahl jeder Art von Wohnungs­
politik stellt die Summe der durch sie verursachten Staat ... bis 
Gemeindeausgaben dar. Unter 18 OECD-Staaten lag Österreich 
mit einer Kopfquote von ca. 100 US-$ (15) an 6. Stelle, deutlich 
hinter den Niederlanden und Schweden mit 160 bis 170 $ und 
hinter Frankreich mit 130, aberebensoklarvorder Bundesrepublik 
Deutschland ( 16), der Schweiz, Spanien und Italien mit nur 25 bis 

Abbildung 1: 
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unter 10 $ direkter Subventionen (17) ftlr das Wohnungswesen. 
Durch die geaetzliche Bindung an das Binkommensteueraufkcm­
men sind diese Ausgaben des Bundes bis vor kurzem ( 18) laufend 
gestiegen, in einem Ausmaß, das durchaus mit dem Baukostenin­
dex Schritt halten koMte. Durch die Umschichtung in der 
Verwendung der Gelder ist es deMoch zu einer Stagnation bis 
Abnahme der geförderten Wohnungsproduktion in Österreich 
gekommen. 

In Abbildung 1 läßt sich sowohl der Förderungsboom der 70er 
Jahre als auch die Mitte der70er Jahre einsetzende Verwendung der 
Gelder zur Abfederung von teuren Kapitalmarlctdarlehen sowie ftlr 
Subjektförderungen eikeMen. Unter Punkt 3 bis 5 sollen diese 
Umschichtungen, die ganz im Einklang stehen mit Trends in 
anderen kapitalistischen Staaten, genauer besprochen werden. 

2. Direlcte und indirekte Förderungsfonnen 

In historischer Perspektive standen indirekte Formen der Wohn­
bauförderung (etwa die in Wien gewährten Steuerfreijahre) am 
Beginn staatlicher Eingriffe in den Wohnungsmarkt. Wohlfahrts­
staatliche Wohnungspolitik hingegen bediente sich vor allem eines 
direkten Instrumentariums an Förderungen, durch Bürgschaften, 
subventionierte Darlehen und verlorene Zuschüsse. Wutschafts­
krise, Staatsverschuldung und politischer Wandel haben in zahlrei­
chen kapitalistischen Staaten eine Zurücknahme wohnungspoliti­
scher Subventionen mit sich gebracht. Da steuerliche 
Erleichterungen im Wohnungswesen gleichzeitig beibehalten oder 
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ausgeweitet wurden, konnte die Vergleichende Wohnwigsfor­
schwig einen breiten 'Iiend hin zu indirekten Fonnen der Förde­
rung feststellen: Zumindest in den USA, in Großbritannien wid in 
der Bwidesrepublik Deutschland überwiegen die Steuerminder­
einnahmen aus diesen Titeln das Ausmaß der direkten Förderungs­
mittel für den Wohnwigsbau. 

Im Gegensatz zu dieser konvergenten Entwicklung in vielen 
kapitalistischen Staaten haben österreichische Finanzminister 
immer darauf geachtet, die steuerliche Absetzba1keit des Woh­
nungsaufwands in Grenzen zu halten. Unter den sechs (west)euro­
päischen Staaten, die in Karl Czasnys wohnungspolitiacher 
Vergleichsstudie enthalten sind, hat Österreich den geringsten 
Prozentsatz an indirekter, steuerlicher Wohnbauförderung ( 19) zu 
verzeichnen, niedriger sogar als Schweden, mit dessen System der 
Wohnbauförderung wichtige Parallelen bestehen. 

Es gibt im wesentlichen drei Fonnen indirekter Förderung in 
Österreich: die Bausparförderung, Absetzbeträge von der Einkom­
mensteuer "zur Schaffung von begünstigtem Wohnraum" sowie, 
bis 1987, die Befreiung des Sozialen Wohnwigsbaus von der 
Grunderwerbsteuer. 

Die wichtigste indirekte Förderung des Wohnwigsbaus stellen 
die pauachalen Steuererstattungen an die vier österreichischen 
Bau&parlcassen dar. Sie bestanden urspriinglich aus einem 2.5pro­
zentigen Z.Uschuß zur jährlichen Bausparrate, der bis zur Hoch­
zinsphase Anfang der 80er Jahre schrittweise (20) reduziert wurde, 
dann wieder angehoben und seit 1987 auf sein bisheriges Mini­
mum von 8 % verringert wurde. Die Kosten für diese Förderilng 
eines geachützten Kapitalteilntarktes für den Wohnungsbau sind 
von 1,.5 Mrd.(1973)auf3,0Mrd.öS(1979und 1980)gestiegenund 
seither gefallen (2,2 Mrd. 1988 (21)). Dabei ist allerdings zu 
bedenken, daß diese Beträge durchaus nicht nur dem Wohnwigs­
bau zugute kommen, sondern zu einem beträchtlichen Teil reine 
Sparförderung darstellen. 

Zunehmend an Bedeutwig gewonnen haben die Sonderausgaben 
nach§ 18 (1) 3 Einkommensteuergesetz 1972, die im Z.Usammen­
hanij mit der Schaffung von Wohnraum geltend gemacht werden 
können. Im Gegensatz zu vergleichbaren Absetzbeträgen etwa in 
der Bwidearepublik Deutachland oder in Großbritannien ist 
bemerkenswert, daß diese Regelung auch auf geförderte Mietwoh­
nungen Anwendwtg findet, wodurch die regressiven Folgen 
gemildert werden (22). Obendrein besteht eine obere Grenze des 
Absetzbetrags, die nach familienpolitischen Gesichtspwtkten 
gestaffelt ist und welche ab 1989 weiter eingeschränkt wurde. 
Schätzungen über den resultierenden Steuerausfall liegen erst für 
die Zeit ab 1978 vor und zeigen einen nominellen Anstieg von 
damals 1,9Mrd. öSauf2,6Mrd. öS 1983undheuteetwa3,0Mrd. 
Schilling. 

Nur über eine dritte Art der indirekten Förderung, die bis 1987 
gültige GIW1derwerbsteuerbefreiwig für geförderte Neubauten, 
liegen noch Schätzungen vor. Vom Finanzministerium (23) wird 
für 1983 ein Betrag von 1 ;2 Mrd. öS angegeben. Seit 1987 werden 
alle Grundstückstransaktionen, ob gefördert oder nicht, ob Alt­
oder Neubau, gleich behandelt; allerdings wurde der Grunder­
werbsteuersatz auch von 8 % auf 3,5 % ermäßigt. 

3. Objektförderungen und Subjektförderungen 

Als weiteres Indiz für den zunehmenden Trend zur Privatisierung 
des Wohnwigswesens führt Adams (24) die weit verbreitete 
Verschiebung von angebotsseitigen zu nachfrageseitigen Förde­
IW1gen an. Beginnend mit der Bundesrepublik Deutschland hätten 
Wohngeldzahlwigen (2.5), hätten subjektfördernde Maßnahmen 
gegenüber der früher dominierenden ObjektfördefWlg an Bedeu-

tWlg gewonnen. Tatsächlich lassen sich solche Verachiebungen 
innerhalb der staatlichen Ausgaben für das Wohnungswesen in fast 
allen westeuropäischen Staaten feststellen. Bereits 1972-1978 
betrug der Anteil der wichtigsten Subjektförderung, des Wohn­
gelds, 40 % aller direkten Förderungsmittel der Bwidearepublik 
Deutachland, gegenüber damals nur 2 % aller direkten Förderungs­
mittel in Österreich (26). Spitzenreiter ist heute Frankreich (27), 
wo eine starlce Verachiebwig von der "aide a la pierre" der 
Nachkriegszeit zur "aide a la personne" stattgefunden hat. 

In Österreich, wo subjektfördemde Regelungen für den Neubau 
erst mit dem Wohnbauförderungsgesetz 1968, für den Altbaube­
stand erst mit dem Einkommensteuergesetz 1972 geachaffen 
worden waren (28), wird der starlce Anstieg dieser Kosten, obwohl 
international auf niedrigstem Niveau (29), dennoch mit Sorge 
verfolgt und vielfach als ein Fremdkötper in der Woh­
nungs(bau)politik empfunden. Das gilt insbesondere auch für 
Wien, dessen Entwicklung in Abbildung 1 dargestellt wurde. Ein 
wichtiges Argument zugunsten dieser politischen Weichenstellung 
bildet in jedem Fall die größere sozialpolitische Treffsicherlteit 
individueller Z.Uachüsse, wodurch "Fehlbelegungen" (30) und 
Mittelstandsförderung (31), wie sie etwa das österreichische 
System der überwiegenden Objektförderung kennzeichnen, hint­
angehalten werden können. Dabei ist allerdings zu bedenken, daß 
die österreichische Form der Wohnbeihilfe die Nebenkosten 
(Betriebskosten) unberücksichtigt läßt, bisher die ausländische 
WohnbevölkefWlg nicht erfaßte wid achließlich das bürokratische 
Verfahren viele Anspruchsberechtigte zurückschrecken läßt. Ähn­
liches gilt für die zweite Form der Subjektförderung in Österreich, 
das "Eigenmittelersatzdarl.ehen", das wiederum die Grundstücks­
kosten nicht erfaßt, die auch im Sozialen Wohnwigsbau in 
beträchtlicher Höhe anfallen (vgl. Punkt 5). 

4. Staatliche und Kapitalmarkt-Darlehen 

Die m.E. wichtigsten Veränderungen in RichtWlg Marktwirt­
schaft erfolgten, wie gesagt, im Bereich der Finanzierung des 
Sozialen Wohnungsbaus. Ausgebend von wiverzinslichen Wieder­
aufbaudarlehen mit lOOjähriger Laufzeit, welche die gesamten 
Baukosten abdeckten, wurden die Finanzierungsmodalitäten seit 
1948 schrittweise marlctkonformer gestaltet. Wie in der Bundesre­
publik Deutachland wurde die "Vennarktwirtschaftlichung" (32) 
des Wohnungswesens auf zweierlei Weise erreicht: durch verän­
derte Konditionen bei staatlichen Darlehen einerseits, durch die 
immer stärlcere Beteiligung des Bankenapparats an der Wohnbau­
finanzierung andererseits. 

Wegen des weitgehend angewandten Prinzips der Kostenmiete 
(33) haben diese Regelungen immer höhere Kostenbeteiligungen 
im Sozialen Wohnwigsbau nach sich gezogen. Höhere Zinssätze, 
kürzere Laufzeiten, fallende Annuitätenzuschüsse zu einem immer 
größer werdenden Anteil frei zu finanzierender Kosten haben die 
witerschiedliche Höhe und den unterschiedlichen Anstieg der 
Kosten bewirkt (34 ). 

Im Detail sind ÄndeIW1gen des Finanzierungsschlüssels im 
geförderten Wohnwigsbau sehr häufig erfolgt. Für das langjährig 
wirksame Wohnbauförderungsgesetz 1968 wurden solche Phasen 
der mehr oder weniger intensiven Förderung in Abbildung 2 
zusammen mit dem jeweils geltenden Hypothekarzinssatz der 
Wiener Banken dargestellt. Deutlich zu erlcennen ist jedenfalls der 
Versuch der Wiener Wohnungspolitik, dem hohen Zinsniveau der 
frühen 80er Jahre mit umfangreicheren staatlichen (Billig-)Darle­
hen zu begegnen, und das in nach Rechtsformen differenzierter 
Weise. In der Niedrigzinsphase der frühen 70er Jahre waren noch 
ganz gegenläufige Entscheidungen getroffen worden (3.5), Rege­
lungen, die vor wenigen Jahren, bei einem ähnlich niedrigem Zins-
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niveau wie damals, von manchen Bundesländem bereits wieder 
aufgegriffen wurden. 

5. Eigenmittel 

Eine besondere Form der Privatisierung des österreichischen 
Wohnungswesens (36) stellen die hohen Eigenmittel dar, die beim 
Eintritt in die meisten Wohnungsteilmärkte, ob Miete oder 
Eigentum, ob preisgeregelt oder frei vereinbart, ob Altbau oder 
Neubau, in der Regel etforderlich sind. Diese Entwicklung hat 
verschiedene Ursachen: Teilweise handelt es sich um die kapitali­
sierte Abgeltung der Lagerente, teilweise sind es echte Investiti­
onsabgeltungen an den Vormieter, teilweise ist es schlichte 
Steuerhinterziehung, die von Eigentümern, Verwaltern und Mie­
tern betrieben wird. 

Auch im Sozialen Wohnungsneubau der 2. Republik waren die 
Grundstückskosten von Anfang an von der Förderung ausgenom­
men. Außer im Fall von Baurecht sind üblicherweise die vollen 
Grundstückskosten von den zukünftigen Mietern oder Eigentü­
mern zu tragen. Zwar dürfen diese Kosten bestimmte Grenzwerte 
je m2 Wohnnutzfläche nicht überschreiten, doch entsprechen diese 
dem durchschnittlichen Marlctpreis (37). Als bemerlcenswertes 
Relikt sozialdemokratischer Wohnungspolitik werden bis heute im 
Wohnungsbau der Gemeinde Wien keine Grundstückskosten 
verrechnet. 

Seit 1968 sind überdies im gesamten Sozialen Wohnungsbau 
Baukostenbeiträge in der Höhe von 5 % (Mietwohnungen seit 
1976) bzw. 10% (alle Wohnungen bis 1976, bis 1988 alle 
Eigentumswohnungen) der Baukosten (vgl. Abb. 2) zu zahlen. Im 
Zuge der "Verländerung" der österreichischen Wohnungspolitik 
hat das Land Wien 1989 beschlossen, den Eigenmittelanteil 
neuerlich zu erhöhen: auf 12,5 % bei Mietwohnungen und 20 % bei 
gefördertem Eigentum. Die Zielgruppe des Sozialen Wohnungs­
baus dürfte sich somit noch mehr als heute auf einkommensschwa­
che Jungfamilien mit beträchtlichen Barmitteln einschränken. 

In Abbildung 3 sind die Kostenverläufe der beiden Eigenmittel­
Bestandteile des Sozialen Wohnungsbaus für Wien dargestellt. 
Deutlich zeigt sich der steile Anstieg der Grundstückskosten, 
wobei die unterschiedlichen Kosten bei Eigentumswohnungen und 
bei Mietwohnungen einen Hinweis auf die unterschiedliche Lage 
dieser Rechtsformen im Stadtgebiet geben. Die Höhe der 
Baukostenbeiträge hingegen konnte ziemlich stabil gehalten 
werden, in den letzten Jahren ist es sogar zu einer Preissenkung 
gekommen. 

6. Neubauförderung und Sanierungspolitik 

Wie in den meisten entwickelten Staaten haben die 70er Jahre 
auch in Österreich und Wien eine Verschiebung von der Neubaupo­
litik zur Bestand&- und Sanierungspolitik mit sich gebracht. 
Bemerlcenswert erscheint, daß der Fluß der Förderungsgelder mit 
der symbolischen Hinwendung zur Stadterneuerung bei weitem 
nicht mithalten konnte. Die Subventionen für Wohnungs­
verbesserung und Dachbodenausbauten sind in Wien zwar von null 
auf7 45 Mio. öS ( 1984) erhöht worden, die Vergleichsziffer für alle 
Formen der Neubauförderung betrug allerdings konstante 
4,98 Mrd. öS (1981-1984) (38). Die Investitionen in den großen 
Wiener Altbaubestand (39) haben sich bei weitem dynamischer 
entwickelt, so daß in den Medien und der Öffentlichkeit heute der 
Eindruck einer Wohnungspolitik der überwiegenden Stadterneue­
rung besteht. 

Die in Wien heute tatsächlich weit verbreitete Sanierungstätig­
keit ist wesentlich stälker nach marktwirtschaftlichen Prinzipien 

organisiert als die Errichtung neuer Wohnbauten. Der Altbaube­
stand ist weitgehend in privater Hand, die Sanierungskosten ( ohne 
Modernisierung) werden von den Mietern getragen, Modernisie­
rungen können (bei größerem Umfang) die Freigabe der Miete mit 
sich bringen, die Finanzierung am Kapitalmarlct wird durch ein 
gestaffeltes System von Annuitätenzuschüssen ( 40) erleichtert. 
Eine wichtige Voraussetzung für die laufende Erneuerung wurde 
1981 mit dem Mietrechtsgesetz geschaffen. Unter Beibehaltung 
vieler Elemente des Mietengesetzcs der 1. Republik wurde 
versucht, die extremen Unterschiede im Mietenniveau, wie sie 
durch die seit 1951 gleichgebliebenen Altmieten ( 41) und die 1967 
erfolgte Freigabe bei den Neuvermietungen entstanden waren, 
einzugrenzen. Bestandsmieten können seither um einen "Erhal­
tungsbeitrag" erhöht werden, bei Neuvermietungen gilt seither ein 
"Kategoricmietzins" ( 42) in vier Stufen. In Summe haben die Jahre 
1982/83 einen beträchtlichen Preissprung der Altmieten mit sich 
gebracht, der allerdings (bis auf eine "Investitionsprämie" von 
20 % ) innerhalb von 5 Jahren für Erhaltungsmaßnahmen verwen­
det werden muß. 

Das heute durchgehend angewandte Prinzip der hausweisen 
Kostendeckung, für die Errichtungskosten im Fall des Neubaus, 
für die Erhaltungskosten im Altbau, hat die Wohnungskosten in 
Abhängigkeit vom Gebäudealter gebracht. Es ist nicht nur der 
überdurchschnittliche Anstieg der Baukosten, der die Bewohner 
neu errichteter oder sanierter Häuser viel stärlcer belastet, sondern 
auch der schrittweise Rückzug des Staates aus der Wohnbaufinan­
zierung, wie er bereits bei Punkt 4 dargestellt wurde. So kommt es, 
daß die Kostendifferenzierung zwischen Wohnungen der 50er und 
solchen der 70er Jahre in Österreich 1:2 beträgt, was wieder ein 
extremer Wert innerhalb der von Czasny (43) untersuchten 
kapitalistischen Staaten ist. In Großbritannien hingegen, mit 
seinem ansonsten sehr marlctwirtschaftlichen Wohnungswesen, 
sind solche Probleme durch das System des "rent pooling" fast 
unbekannt. 

Nationale und regionale Besonderheiten, wie der vorhandene 
Baubestand und die überlcommene Struktur seiner Eigentümer, 
dürften in bezug auf das jeweilige Ausmaß der Sanierungspolitik 
von größerer Bedeutung sein als der weltweite Trend zur Erneue­
rung alter Häuser. Wegen des sehr großen Altbaubestands und der 
kleinteiligen Besitzverhältnis11C wird sich der Schwerpunkt der 
Wiener Wohnungswirtschaft auf absehbare Zeit immer weiter zur 
Sanierung verlagern. 

1. Bauträger 

Von manchen Autoren (44) ist eine allgemeine Entwicklung der 
Organisation der Wohnungsbaus hin zu hochintegrierten Unter­
nehmungen behauptet worden. Der britische oder nordamerikani­
sche "speculative developer'', der vom Grundstückskauf über die 
eigentliche Bautätigkeit bis zur Vermarktung alle Agenden in sich 
vereinigt, wäre das Fndprodukt dieser Entwicklung. Jüngere 
Vergleichsstudien (45) sind zu dem Erge\>nis gekommen, daß 
zwischen Staaten gleichen wirtschaftlichen Entwicklungsstandes 
beträchtliche Unterschiede in der organisatorischen Struktur ihres 
Wohnungsbaus und in der Rechtsform der errichteten Wohnungen 
zu beobachten sind. In Österreich, in der Bundesrepublik Deutsch­
land, aber auch in vielen sozialistischen Staaten spielen genossen­
schaftliche und gemeinnützige Bauträger, die den Bau organisie­
ren, aber nicht selbst bauen, eine große Rolle, und auch die 
individuelle Errichtung von Eigenheimen ist oft von großer 
Bedeutung. 

Während in Österreich insgesamt seit den 80er Jahren die 
Fertigstellungen im Eigenheimbau überwiegen, wird der Wiener 
Wohnungsbau nach wie vor vom kommunalen und zahlreichen 
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Abbildung 4: 
BauJrdger und Rechtsform tkr in Wien 1973 bis Mitte 1982 
gef"rderten Neubauwohnungen im Meh,familienhausbau 
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gemeinnützigen Bauträgern getragen. In Abbildung 4 ist die 
Struktur der Wiener Neubauträger für die Förderungsjahre 1973 
bis 1982 dargestellt. Deutlich zeigt sich die große Abhängigkeit 
von staatlichen Förderungsmitteln sowie die bis vor kunem noch 
sehr bedeutende Stellung des kommunalen Wohnwigsbaus. Inner­
halb der GemeiMützigen haben die im Durchschnitt älteren 
Genossenschaften ( 46), die auch noch stärlcer dem Mietwohnungs­
bau verpflichtet waren, im Laufe des Wiederaufbaus zugunsten der 
"moderneren" Kapitalgesellschaften an Bedeutung verloren. 

Die umfangreiche Beteiligung gemeiMütziger Bauträger am 
geförderten Wohnungsbau stellt ein Ergebnis vor allem der 
Wohnungspolitik der Wiederaufbauzeit dar. Um in den Genuß der 
Förderungsmittel zu kommen, waren damals zahlreiche gemein­
nützige Bauvereinigwigen gegrlindet worden, die durchwegs einer 
der beiden Regierungsparteien der Großen Koalition (ÖVP oder 
SPÖ) nahestanden. Nur Eigentumswohnungen und Eigenheime, 
nicht aber Mietwohnungen, dürfen bis heute von Bauträgern ohne 
GemeiMützigkeitsstatus mit Förderungsmitteln errichtet werden. 

Seit 1955 wurde die große Zahl kleiner GemeiMütziger in 
Österreich wieder verringert, durch Fusionierung, Liquidation, 
Veiwaltungsgemeinschaften und zuletzt auch Konkurse. Nicht nur 
betriebswirtschaftliche Gründe stehen hinter dieser Konzentrati-

onsbewegung zu immer größeren Firmengruppen, sondern auch 
die Abhängigkeit von den beiden großen Parteien. Seit Mitte der 
70er Jahre, als die Zahl der mit dem stagnierenden Darlehensvolu­
men (vgl. Abb. 1) förderbaren Wohnungen zu sinken begann, hat 
in den Reihen der Wiener GemeiMützigen ein Verdrängungswett­
bewerb eingesetzt, der in den 80er Jahren zu einer strikten 
Kontingentierung der Förderungsmittel geführt hat (47). 

8. Miete oder Eigentum 

Mit Absicht soll hier das Wohnungsmerkmal zuletzt behandelt 
werden, welchem im angelsächsischen Raum so hohe Bedeutung 
zugemessen wird. Wie eiwähnt, wurde die jeweilige Eigentums­
quote eines Staates als wichtigster Gradmesser (48) für die 
Vermarlctwirtschaftlichung oder Privatisierung des Wohnungswe­
sens angesehen. Erst im Z.Uge jüngerer Vergleichsstudien ist der 
Stellenwert der Eigentumsfrage zurückgedrängt worden: Zu 
unterschiedlich sind die rechtlichen Möglichkeiten, die in ver­
schiedenen Staaten aus dem Eigentumstitel (49) oder auch aus dem 
Mietvertrag resultieren. Zu unterschiedlich sind die Eigentums­
quoten in politisch und ökonomisch vergleichbaren Staaten. 
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Abbildung 5: 
Anteil verschiedener Rechtsformen der WohMutzung an den 

in Wien in den Jahren 1954 bis 1986 fertiggestellten Wohnungen 
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Offensichtlich handelt es sich um ein eher kulturell divergentes 
Merkmal des Wohnens, das mit städtebaulich-architektonischen 
Traditionen mehr zu tun hat als mit der Höhe des Volkseinkom­
mens oder auch mit dem politischen System. 

Wie schon erwähnt, ist die Eigentumsquote (im Gegensatz zu 
Gesamt-Österreich) in Wien besonders niedrig. Ein Großteil der 
Wohnungen ist in Miete vergeben, daran hat sich seit der 
Gründerzeit wenig geändert. Nur9,3 % (1961), 12,9% (1971)und 
schließlich 16,9 % ( 1981) aller Wohnungen standen im Eigentum 
ihrer Bewohner. Dieser langsame Zuwachs erfolgte bis dahin vor 
allem in Form von Eigentumswohnungen, die zusammen mit den 
Eigenheimen 30 %, maximal 40 % eines Fertigstellungsjahrgangs 
ausgemacht haben. Innerhalb der Wohnbauförderung 1968 (vgl. 
Abb. 4) waren es knapp 35 % aller Wohnungen, die so von den 
Bauträgern vergeben wurden. 

Was die geförderten Rechtsformen im Neubau betrifft, hat die 

Wiener Wohnwtgspolitik in den 80er Jahren einen Kurswechsel 
vollzogen, der eine Konzentration der knapper werdenden Mittel 
auf den Bau von Mietwohnungen bewixkt. Probleme mit der 
Verwaltung und Sanierung bestehender Eigentumswohnhäuser 
lassen zunehmend auch bürgerliche Bauträger von der Enichtung 
solcher Häuser Abstand nehmen. Wie aus Abbildung 5 ersichtlich, 
hat sich diese Politik bereits in den Fertigstellungsdaten der letzten 
Jlllm niedergeschlagen; der Anstieg bei den frei finanzierten 
Fertigstellungen (meist Eigentum) vermag die Einschränkung des 
geförderten Eigentums nicht wettzumachen. Durch die Umwand­
lung bestehender Mietwohnungen in Eigentum, in Wien eine sehr 
junge Entwicklung, wird es dennoch auch in Zukunft zu einem 
langsamen Anstieg der Eigentumsquote kommen. Die zunehmend 
marlctkonforme Finanzierung und Vergabe aller Wohnungen stellt 
jedoch einen wesentlich bedeutsame~n Aspekt der Wiener 
Wohnungswirtschaft dar. 
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Zusammenfassung 

Derösterreichi11ehe Staat hat sich späterwidlangsamer als andere 
europäi11ehe Staaten aus der Wohnwigswirt11ehaft zwückgezogen. 
Ähnlich wie in skandinavischen Wohlfahrtsstaaten (.50) werden für 
direkte und indirekte Förderungen des Wohnungsaektors auch 
heute noch mehr als 2 % des österreichischen BIP aufgewandt. 
Eine "Vennarktwirtschaftlichung" der Wohnbaufinanzierung, wie 
sie für die Bundesrepublik Deutschland festgestellt wurde (.51), hat 
deMoch stattgefunden: Auch in Österreich, auch in Wien ist der 
Anteil subjektfördemder Maßnahmen angestiegen, auch hier ist 
eine Umstellung von der Kapitalsubventionierung zur Aufwands­
subventionierung erfolgt, auch hier wurde der Barwert der 
Förderung laufend verringert und das Ausmaß der Eigenmittel 
laufend erhöht. Doch die Veränderungen waren eher graduell, und 
die großzügigen Rahmenbedingungen sind bis vor Jauzem unan­
getastet geblieben. 

Noch langsamer als diese finanziellen Umstellwigen sind organi­
satorische Änderungen erfolgt: Gemeinnützige Bauträger, in Wien 
auch die Gemeinde selbst, sind die wichtigsten Organisatoren des 
städtischen Wohnungsbaus geblieben, wtd sie haben in den 80er 
Jahren wieder zwtehmend Mietwohnungen errichtet. Eine "Priva­
tisierung" des Wohnungswesens, im Sinn etwa einer überwiegend 
privatwirtschaftlichen Enichtung von Eigentümerwohnwigen, 
wird sich in Wien und in anderen österreichischen Großstädten auf 
absehbare Zeit nicht einstellen. Bauhistorische, institutionelle und 
ideologische Gründe werden diese spezifisch angelsächsischen 
Folgen einer zunehmend marktwirtschaftlichen Wohnungsversor­
gung hintanhalten. 
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